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▶▶ Prozessrecht
Urteilsgründe bei einem Abstandsverstoß

|  Zu den Anforderungen die Urteilsgründe bei einem Abstandsverstoß hat 
noch einmal das OLG Koblenz Stellung genommen.  |

Nach dessen Ausführungen kann selbst bei gravierender Unterschreitung 
des Sicherheitsabstands nicht allein aus dem Ausmaß des Verstoßes auf Vor-
satz geschlossen werden. Es sind vielmehr regelmäßig ergänzende Feststel-
lungen zur Fahrweise des vorausfahrenden Fahrzeugs erforderlich (15.11.21, 
3 OWi 32 SsBs 239/21, Abruf-Nr. 226463; vgl. dazu auch Gieg/Krenberger in: 
Burhoff (Hrsg.), Handbuch für das straßenverkehrsrechtliche OWi-Verfahren, 
6. Aufl., 2021, Rn. 133 ff.).
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▶▶ Verjährung
Verjährungsunterbrechung durch Anordnung der Vernehmung 
des Betroffenen

|  Nach § 33 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 OWiG unterbricht im Bußgeldverfahren die  
Anordnung der Vernehmung des Betroffenen die Verjährung auch dann, 
wenn sie nicht erfolgreich vollzogen werden kann. Was ist aber, wenn eine 
Anordnung für eine Anhörung getroffen wird, die (zunächst) nicht durch
geführt werden soll?  |

Dann wird die Verjährungsunterbrechung verneint. Das gilt nach Auffassung 
des BayObLG (30.9.21, 201 ObOWi 1165/21, Abruf-Nr. 226014) auch wenn die 
Vernehmungsanordnung den Zusatz „Anhörung angeordnet ohne Versand“ 
enthält, der Sachbearbeiter zeitgleich ein Lichtbild des Betroffenen bei der 
Verwaltungsbehörde des Wohnsitzes anfordert und erst nach dessen Eingang 
und Durchführung der Identifizierung des Betroffenen als Fahrzeugführer 
der Versand des schriftlichen Anhörungsbogens angeordnet wird.

PRAXISTIPP  |  Im Hinblick auf die Verjährungsunterbrechung nach § 33 Abs. 1 
S. 1 Nr. 1 OWiG müssen Sie sich als Verteidiger merken (vgl. a. Göhler/Seitz/Bauer, 
OWiG, 18. Aufl. § 33 Rn. 6):

�� Die Verjährung wird grundsätzlich unterbrochen durch die erste Vernehmung 
des Betroffenen oder die Anordnung dieser Vernehmung. 

�� Voraussetzung ist, dass sich die Ermittlungen gegen einen bestimmten  
namentlich bekannten Betroffenen richten und nicht erst der Ermittlung eines 
noch unbekannten Täters dienen. 

�� Die Unterbrechungshandlung braucht, um wirksam zu werden, nicht nach außen 
in Erscheinung zu treten oder zur Kenntnis des Betroffenen zu gelangen.

�� Die Anordnung der Bekanntgabe liegt allerdings nur vor, wenn ein Ermitt-
lungsorgan den Willen geäußert hat, dass dem Betroffenen die Einleitung des 
Ermittlungsverfahrens mitgeteilt werden soll. Das wird angenommen, wenn 
der zuständige Beamte der Verwaltungsbehörde verfügt hat, dass dem Betrof-
fenen ein Anhörungsbogen zugesandt werden soll (BGHSt 51, 72). 

�� Die Anordnung einer Anhörung, die nicht durchgeführt werden soll, unter-
bricht die Verjährung nicht.
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